
von Zweckmäßigkeitserwägungen leiten zu lassen. Es 
besteht sonst die Gefahr, daß der politische Inhalt 
dieser Frage nicht beachtet bzw. nicht erkannt -vfrird 
und falsche Schlußfolgerungen gezogen werden. Es darf 
nicht übersehen werden, daß in einer nicht geringen 
Anzahl von Fällen das Initiativrecht des Staatsanwalts 
die einzige unmittelbare Einwirkungsmöglichkeit der 
Staatsmacht auf die Gestaltung des Prozeßablaufs 
durch die Parteien seip wird, auch dann, wenn das 
Gericht im Zuge der neuen Rechtsentwicklung größere 
Einflußmöglichkeiten auf den Ablauf des Prozesses er­
halten sollte3.

Das Initiativrecht ist geeignet, den Zufallsfaktor im 
Zivilverfahren auszuschließen und den einzelnen Prozeß 
aus seiner Isolierung herauszunehmen und ihn in das 
gesellschaftliche Geschehen zu stellen. Mit ihm wird 
eine neue Form der staatlichen Lötung angewendet, 
die den Staatsanwalt erst in die Lage setzt, politische 
Entscheidungen auf dem Gebiet des Zivil-, Familien- 
und Arbeitsrechts zu treffen. Dabei ist insbesondere zu 
beachten, daß durch die Spaltung Deutschlands ständig 
Widersprüche und Konflikte entstehen, deren Lösung 
den Staatsanwalt dauernd vor neue Aufgaben stellt.

Das Initiativrecht dient also dem gesellschaftlichen 
Fortschritt und muß gesetzliche Anerkennung finden. 
In der UdSSR wurde gerade in der Periode des Über­
gangs vom Sozialismus zum Kommunismus die Stellung 
des Staatsanwalts gestärkt. Auch in den meisten volks­
demokratischen Ländern ist das Initiativrecht bereits 
gesetzlich sanktioniert.

Ob es im einzelnen notwendig sein wird, das Initia­
tivrecht des Staatsanwalts nur auf ganz bestimmte 
Fälle, z. B. den Schutz des Volkseigentums, zu be­
schränken, wird noch einer eingehenden Überlegung 
bedürfen. Die Beschränkung auf einzelne Gebiete trägt 
allerdings die Gefahr in sich, daß unter bestimmten 
Umständen ein Eingreifen des Staatsanwalts mangels 
gesetzlicher Legitimation nicht möglich ist. Sie würde 
daher m. E. dem Charakter des Initiativrechts des 
Staatsanwalts widersprechen und gleichzeitig zu der 
unter allen Umständen zu vermeidenden „Fallentschei­
dung“ — eine der Erscheinungsformen der Spontanei­
tät4 — führen. Keinesfalls darf eine Beschränkung dazu 
führen, daß der Staatsanwalt bei der Lösung und Be­
seitigung von Widersprüchen und Hemmnissen des ge­
sellschaftlichen Fortschritts und bei der Erfüllung staat­
licher Leitungsaufgaben eingeengt wird5. Denkbar wäre 
eine gesetzliche Regelung, die es dem Staatsanwalt 
gestattet, immer dann mit Hilfe des Initiativrechts tätig 
zu werden, wenn der Schutz der staatlichen Rechte oder 
Interessen oder der Schutz der gesetzlich gewährleisteten 
Rechte oder Interessen der Bürger sein Einschreiten 
erfordert.

Hierbei darf allerdings nicht übersehen werden, daß 
eine solche Formulierung die Gerichte zu der Prüfung 
veranlassen könnte, ob die Voraussetzungen für das 
Initiativrecht des Staatsanwalts auch vorliegen. Dieser 
Hinweis erscheint deshalb berechtigt, weil das Oberste 
Gericht auf Antrag des Generalstaatsanwalts bereits in 
einem Kassationsurteil aussprechen mußte, daß die Ge­
richte im Falle des Antrags des Staatsanwalts gemäß 
§ 31 KKVO nicht befugt sind, die Frage zu prüfen, ob 
für diesen Antrag ein „öffentliches Interesse“ besteht 
oder nicht. Eine solche Antragstellung, so wurde in 
dem genannten Urteil weiter ausgeführt, stehe viel­
mehr im freien Ermessen der Staatsanwaltschaft6.

Um derartigen falschen Auffassungen von vornherein 
zu begegnen, wäre es zweckmäßig, das Klagerecht des 
Staatsanwalts dahingehend zu definieren, daß er zum 
Zwecke der Herstellung der sozialistischen Gesetzlich­
keit befugt ist, durch Klageerhebung selbständig ein 
Gerichtsverfahren einzuleiten. Damit wäre die Einlei­
tung des Verfahrens an keine gesetzlich festgelegten 
Voraussetzungen geknüpft, und es bliebe dem pflicht­
gemäßen Ermessen des Staatsanwalts überlassen, von 
seinem Klagerecht Gebrauch zu machen. Selbstver­
ständlich wird es Aufgabe des Generalstaatsanwalts der 
DDR sein, für alle Staatsanwälte verbindlich festzu-
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e vgl. OG-Urtedl vom 24. Juni 1958 - 2 Za 27/58 — (Arbeitsrecht 

1958 S. 348).

legen, unter welchen Voraussetzungen und in welchem 
Umfang sie vom Klagerecht Gebrauch machen können. 
Mit einer solchen Regelung werden von vornherein 
etwaige Bedenken ausgeräumt, daß die Staatsanwälte 
von ihrem Recht wahllos, möglicherweise gar im Privat­
interesse einer Partei, Gebrauch machen könnten.

Das Initiativrecht des Staatsanwalts umfaßt aber 
nicht nur das Klagerecht, sondern auch das selbständige 
Antragsrecht und das Recht der selbständigen Rechts­
mitteleinlegung. Es bedarf daher einer entsprechenden 
gesetzlichen Fixierung, etwa dahingehend, daß der 
Staatsanwalt zur Wahrung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit befugt ist, in jedem Zivil-, Familien- und Ar­
beitsrechtsverfahren mitzuwirken und entsprechende 
Anträge zu stellen. Das bedeutet, daß auch die bis­
herige Mitwirkung einen neuen Inhalt und eine höhere 
Qualität erhält, da es dann dem Staatsanwalt möglich 
ist, im Interesse der Beseitigung gesellschaftlicher 
Widersprüche aktiv am Prozeßverlauf teilzunehmen.

Zur Begründung, warum eine solche Befugnis not­
wendig ist, soll insbesondere nochmals darauf hinge­
wiesen werden, daß das bisherige Mitwirkungsrecht 
nicht mehr ausreicht. Es befähigt den Staatsanwalt 
nicht, seinen Leitungsaufgaben gerecht zu werden. Das 
selbständige Antragsrecht gibt ihm die Möglichkeit, 
entsprechenden Einfluß auf das Prozeßgeschehen zu 
nehmen. Die gleichen Erwägungen treffen auch für das 
Recht zu, selbständig Rechtsmittel und Rechtsbehelfe 
einzulegen.

Das Initiativrecht des Staatsanwalts wäre jedoch un­
vollständig, wenn den aufgezählten Befugnissen nicht 
noch die der selbständigen Einleitung eines Verfahrens 
vor den Konfliktkommissionen — unabhängig von dem 
bereits bestehenden Antragsrecht gemäß § 31 KKVO — 
und vor den Beschwerdekommissionen der Sozialver­
sicherung hinzugefügt würde. Etwaigen Einwänden, daß 
das Auftreten des Staatsanwalts vor den Konflikt­
kommissionen im Hinblick auf deren neue Aufgaben­
stellung nicht zweckmäßig sei — gedacht ist hierbei an 
die Erziehungsfunktionen der neuen Konfliktkom­
missionen — kann mit dem Hinweis begegnet werden, 
daß gerade der Staatsanwalt dazu berufen ist, die als 
richtig erkannten Prinzipien der staatlichen Leitung 
und der gesellschaftlichen Erziehung durchsetzen zu 
helfen. Das gleiche trifft im übrigen auch auf die Be­
schwerdekommissionen der Sozialversicherung zu.

Die prozessuale Stellung des Staatsanwalts
Es ist nunmehr die Frage nach der Stellung des 

Staatsanwalts im System unseres Zivilprozeßrechts zu 
beantworten. Soll der Staatsanwalt durch die Klage­
erhebung zur Prozeßpartei werden oder soll er eine von 
den Parteien unabhängige Stellung im Verfahren ein­
nehmen? (Die gleiche Frage ergibt sich — allerdings in 
abgeänderter Form —, wenn er in bereits anhängigen 
Prozessen, also in Prozessen, die nicht von ihm einge­
leitet wurden, Anträge stellt oder Rechtsmittel einlegt.)

Die Regelung der Stellung des Staatsanwalts im 
Zivilverfahren ist in den sozialistischen Ländern unter­
schiedlich. Während der Staatsanwalt in der UdSSR — 
gleichgültig, ob er das Verfahren eingeleitet hat oder 
ihm beigetreten ist — als oberstes Aufsichtsorgan auf- 
tritt, hat er in den Volksdemokratien Polen, CSR, Un­
garn und Bulgarien die Stellung einer Prozeßpartei, 
allerdings mit der Einschränkung, daß er nicht über 
den Prozeßgegenstand verfügen darf. Nach meiner 
Meinung wird die Zuerkennung der Parteistellung nicht 
der allgemeinen Stellung des Staatsanwalts gerecht, 
insbesondere nicht seiner vornehmsten Aufgabe, auf 
die Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit zu 
achten und Aufgaben der staatlichen Leitung durchzu­
führen.

Da das Initiativrecht des Staatsanwalts nicht im 
Gegensatz zu dem Klagerecht des Bürgers stehen darf — 
im übrigen würde eine solche Auffassung nur einen 
in Wahrheit nicht vorhandenen Gegensatz zwischen 
den Bürgern und der Staatsanwaltschaft konstruieren —, 
sondern dieses Recht noch verstärken soll, muß ein 
Weg gefunden werden, wie dem Initiativrecht ohne 
Verletzung des Dispositionsprinzips Rechnung getragen 
werden kann. Wie ein Blick auf den Eheprozeß zeigt, 
gibt es dort kein „absolutes“ Verfügungsrecht der 
Partei mehr. So bestimmt § 16 EheVerfO, daß Ver­
gleiche, Anerkenntnisse und Verzichte nur insoweit zu-
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